
Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7-11   50670 Köln
Tel. 02 21/972 69-20   Fax 02 21 / 9 72 69-31
info@grundrechtekomitee.de   www.grundrechtekomitee.de 2/2006 - März 2006

Die Fußball-Weltmeister-
schaft muss sicherlich
nicht alle interessieren.
Unsere Aufmerksamkeit
sollte aber darauf gerich-
tet sein, wie diese Spiele
zum Ausbau der Überwa-
chungstechniken, zur Aus-
grenzung unerwünschter
Personen und zur Vorbe-
reitung des Einsatzes der
Bundeswehr im Inneren
genutzt wird. 

Schon lange geht es nicht vor-rangig um Spiele, Spaß und Begeg-nung, sondern auch um Kommerz.In diesem Jahr wird die WM auchnoch zur Inneren Aufrüstunggenutzt. Seit Wochen fordert Innen-minister Schäuble, die Bundeswehrzumindest zum Objektschutz einset-zen zu dürfen. Grundgesetzlich istdies allerdings ausgeschlossen –gemäß Artikel 87 a darf die Bundes-wehr nur „im Verteidigungsfalleund im Spannungsfalle“ (3) oder„zur Abwehr einer drohendenGefahr für den Bestand oder diefreiheitliche demokratische Grund-ordnung des Bundes oder einesLandes“ (4) eingesetzt werden. DasBundesverfassungsgericht hat diesesVerbot kürzlich in seiner Entschei-dung bezüglich des Luftsicherheits-gesetzes noch einmal bekräftigt.Von interessierter Seite wird dieDiskussion aber weiter geführt und

kurzerhand die Änderung desGrundgesetzes gefordert. DieAwacs-Flugzeuge der NATO stehenjedenfalls zum Einsatz bereit. 
In Hamburg nutzt Innensena-tor Nagel zusammen mit Handels-kammer und Innenstadtkaufleutendie WM zur Forderung, alle Bettleraus der Innenstadt zu vertreiben.Frankfurt nutzt die Gunst der Stun-de, um alle U-Bahnhöfe mit Video-kameras auszurüsten und zu über-wachen. Das Bundesinnenministe-rium will das „Erscheinungsbild“seiner Polizei, der Bundespolizei,endlich einheitlich regeln undSchluss machen mit Piercings, Zöp-fen und Tatoos. 
Überwachung von Fußballfans,Grenzüberwachungen, „Gefährder-ansprachen“ durch die Polizei, Auf-lagen und Reiseverbote werden wei-tere polizeiliche Maßnahmen sein.Fußballfans sind von ähnlichenpolizeilichen Überwachungen undEingriffen betroffen wie Demon-strationsteilnehmer (vgl. auch denArtikel von Wilko Zicht: Fußball-fans im Abseits, in: Grundrechte-Report 2005). 
All diese Entwicklungen wollenwir beobachten und darüber berich-ten – so hat der Vorstand EndeJanuar beschlossen. An Berichtenüber einzelne Vorfälle sind wir sehrinteressiert. 

Elke Steven

INFORMATIONEN

Kein Krieg gegen Iran! 
Aktionstag am 
18. März 2006
Die Gefahr eines Krieges
gegen den Iran wächst.
Das Komitee hatte die
wichtigsten Argumente im
Konflikt schon in der (noch
erhältlichen) BürgerInnen-
Information „Iran: Krieg
oder Frieden?“ von Sep-
tember 2005 zusammen-
getragen. Eine nicht-krie-
gerische politische Lösung
ist immer noch möglich.

Darauf muss die Friedensbewe-gung bei allen anstehenden Akti-vitäten drängen. Andreas Buro erar-beitet ein konfliktanalytisches Dos-sier, das etwa ab Ende März auf derKomitee-Internetseite www.grund-rechtekomitee.de zu finden seinwird.
Das Komitee hat mit anderenFriedensgruppen verschiedene poli-tische Appelle und Aktionsvorschlä-ge mitentworfen. Texte für eineUnterschriftensammlung mit For-derungen an die Bundesregierung(nutzbar im Bekanntenkreis, beiInfo-Ständen und Aktionen vorOrt) sowie viele weitere Hinweiseauf Texte und Termine sind zu fin-den unter: www.friedenskooperati-ve.de

Es ist wichtig, den interna-
tionalen Aktionstag am
18. März zu nutzen, an
dem zugleich an den
Beginn des Irak-Krieges
(20. März 2003) erinnert
werden soll! 

Martin Singe

Die Fußball-WM dient dem Ausbau 
von Überwachung und Ausgrenzung
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Die Elektronische
Gesundheitskarte 
und das 
Gesundheitssystem
Die gesetzlichen Voraus-
setzungen für die elektro-
nische Gesundheitskarte
sind schon seit Jahren
beschlossen. Ihre Ein-
führung zu Beginn des
Jahres 2006 hat nicht
geklappt. Nun steht sie für
2007 an. 

Spät haben wir begonnen, unsmit diesem Thema zu befassen, undwollen es dieses Jahr zu eineminhaltlichen Schwerpunkt unsererArbeit machen. 
Die Versprechen, die damit ver-bunden werden, sind riesig. DieQualität der Krankenversorgung,vor allem die Gesundheitsvorsorgewürden optimal werden. Zugleichließen sich die Kosten dieses ausden Fugen geratenen Gesundheits-systems drastisch drosseln. Notwen-dig hierfür ist „nur“ die zentraleSpeicherung aller Daten der Patien-ten. 
Nicht nur der Datenschutzmuss uns hierbei interessieren. Esgeht um die Entwicklung desGesundheitssystems insgesamt, umdie Rolle der Patienten, die zuObjekten im medizinischen Systemwerden, um den Verlust jeder Auto-nomie, um die Stärkung von Rie-senorganisationen und deren Priva-tisierung und um ökonomischeInteressen des globalen Gesund-heitsmarktes. 
Eine Arbeitsgruppe beschäftigtsich seit November 2005 mit demThema und wird Informationen füralle Bürger-PatientInnen herausge-ben. 

Unsere Jahrestagung in
Arnoldshain (22. – 24.
September 2006) widmen
wir diesem Thema und
laden schon jetzt herzlich
dazu ein. 

Elke Steven

„Wir machen hier Politik undbetreiben keine Juristerei“ mit sol-chen und ähnlichen Worten wehr-ten der damalige Verteidigungsmi-nister Struck und Kanzler Schrödervölkerrechtliche Einwände ab, diezu Beginn des Krieges der USA undanderer gegen den Irak erhobenwurden, als die Bundesregierungden Angriffskriegern sämtlicheRechte zur Nutzung des Hoheits-raums der Bundesrepublik zur Ver-fügung stellte. Zum Jahresende2005 enthüllten Presseberichte,dass BND-Spezialisten während desKrieges direkt in Bagdad tätigwaren. Deren Meldungen überTruppenbewegungen und Zieldatenwurden an die US-Geheimdiensteüber Pullach weitergeleitet – lautRegierungsbericht zur BND-Affärekeine kriegsentscheidenden. US-amerikanische Zeitungen veröffent-lichen jedoch immer neue Berichteüber deutsche geheimdienstlicheKriegsbeteiligung. Über die Einrich-tung eines Untersuchungsausschus-ses, der vielleicht etwas Licht in dasDunkel bringen könnte, wird nochgestritten. Auch über die Tatsachen,dass Bundesbürger nach Afghani-stan entführt wurden und BKA-Spe-zialisten zu Verhören in Folterzen-tren nach Syrien, Irak undGuantánamo flogen, will man lie-ber Gras wachsen lassen.
Angriffskriege führen ist nicht
strafbar?

Das Komitee für Grundrechteund Demokratie hatte zusammenmit dem Netzwerk Friedenskoopera-tive nach Bekanntwerden der BND-Affäre Strafanzeige gegen Mitgliederder alten Bundesregierung wegendes Verdachts auf Beihilfe zumAngriffskrieg erstattet. Der General-bundesanwalt antwortete mitSchreiben vom 16.1.2006,  dass zwardie Vorbereitung eines Angriffskrie-ges, nicht jedoch dessen Führungstrafbar sei. Der Strafgesetzbuch-Paragraph 80 (Verbot der Vorberei-tung eines Angriffskrieges) istjedoch in enger Anlehnung an Art.

26 Grundgesetz (Verbot friedens-störender Handlungen) formuliert.Hierzu sagte das Bundesverwal-tungsgericht im Urteil vom21.6.2005 (vgl. unsere neue Bürge-rInnen-Information): „Wenn einAngriffskrieg jedoch von Verfas-sungs wegen bereits nicht ‚vorberei-tet‘ werden darf, so darf er nachdem offenkundigen Zweck derRegelung erst recht nicht geführtoder unterstützt werden.“
Das völkerrechtliche Gewaltver-
bot darf nicht aufgegeben wer-
den!

In der Tat ist der § 80 StGB –wegen seinerzeitiger Unstimmigkei-ten im damit befassten Rechtsaus-schuss – bei seiner Einführung 1968vorläufig enger gefasst worden, alsdies von Art. 26 GG vorgesehen ist.Der Gesetzgebungsauftrag aus Art.26 GG ist also bis heute nichterfüllt! Gegen das eindeutigeGewaltverbot der UN-Charta wer-den von westlichen Regierungenzunehmend Argumente wie folgen-de vorgetragen: Der Begriff„Angriffskrieg“ sei von den UNnicht eindeutig genug bestimmt; dasVölkerrecht befinde sich hinsicht-lich der Möglichkeit „humanitärer“oder präventiver Interventionen imFluss; hier sei ein neues Völkerge-wohnheitsrecht im Entstehen. Sol-chen gezielten Völkerrechtsverdun-stungen muss ein Riegel vorgescho-ben werden. Das Komitee wird sichdafür einsetzen, dass die notwendi-gen Konsequenzen aus Art. 26 GGpolitisch neu bedacht werden. „Völ-kergewohnheitsrecht“ in RichtungAusdehnung von Kriegsrechtferti-gungen entsteht, wenn die dem Völ-kerrecht (noch) verpflichteten Staa-ten nicht tätig werden – z.B. in derUNO und beim InternationalenStrafgerichtshof – und die BürgerIn-nen in den betreffenden Staatenkeine hinreichende Gegenöffent-lichkeit durch Aufklärung und Pro-test schaffen.
Martin Singe

BND – Irak – Grundgesetz



Erst einmal einen ganz
herzlichen Dank an alle
Spenderinnen und Spen-
der sowie Fördermitglie-
der, die uns im Jahr 2005
kontinuierlich bzw. ein-
oder auch mehrmalig
finanziell unterstützt
haben! Leider mussten wir
das letzte Jahr dennoch
mit einem relativ hohen
Defizit abschließen, das
nur aus Notfall-Rückstel-
lungen gedeckt werden
konnte. 

Gründe für das Defizit sind eindeutlicher Rückgang bei den Spen-den für das Komitee und ein Rück-gang der Zahl unserer Fördermit-glieder – meist wegen persönlichbegründeter und sehr verständli-cher finanzieller Engpässe (z.B.Arbeitslosigkeit oder Erreichen desRentenalters). Dass nicht die Zahlder SpenderInnen zurückgegangenist, sondern die Spenden-Beträge inden letzten Jahren kontinuierlichetwas geringer ausfallen, zeigt uns,dass die Komitee-Arbeit weiterhinsehr geschätzt wird. Um unsere poli-tische Arbeit und Unabhängigkeit

jedoch langfristig zu sichern, sindjetzt neue Anstrengungen unab-dingbar!

Werden Sie Fördermit-
glied! Werben Sie Förder-
mitglieder!

Die Mitgliederversammlung imDezember 2005 hat die Finanzbe-richte für die Jahre 2003 und 2004sowie die Konten- und Kassenprü-fungsberichte anerkennend zurKenntnis genommen. Auch das Köl-ner Finanzamt hat nach Prüfungder letzten Haushalte im Dezember2005 wiederum die Anerkennungunserer Gemeinnützigkeit bestätigtund für drei Jahre erneuert. Diekomitee-interne Revision hatte einesparsame Haushaltsführung be-stätigt. Da also auf der Ausgabensei-te wenig zu machen ist – soll nichtunsere politische Arbeit Schadennehmen – bleibt die Notwendigkeit,auf der Einnahmenseite positiveVeränderungen zustande zu brin-gen. Der Vorstand hat sich bei derletzten Sitzung ausführlich mit demProblem beschäftigt und einen ent-sprechenden Ausschuss eingerich-tet. 

Wenn der jetzige Rückgang hin-sichtlich der Finanzmittel anhält,steht bei realistischer Hochrech-nung für 2009 die Zahlungsunfähig-keit an. Um dem entgegenzuwirken,sind sowohl einzelne Spenden alsauch kontinuierliche Unterstützungunserer Arbeit notwendig! Dahererneuern wir zum Jahresanfangunsere Bitte: Spenden Sie für dasKomitee! Entscheiden Sie sich füreine Fördermitgliedschaft und/oder werben Sie neue Fördermit-glieder! Fördermitglieder erhaltensämtliche Komitee-Publikationen;eine Mitgliedschaft kann jederzeitwieder beendet werden. Werbema-terialien zum Weiterreichen anInteressierte (Komitee-Selbstdarstel-lung, Publikationen-Verzeichnis,letzte Bürger-Informationen o.ä.)stellen wir gerne zur Verfügung! AlleSpenden und Beiträge sind steuer-lich absetzbar; Spendenquittungenerhalten Sie jeweils Ende Januar desFolgejahres. Auf Wunsch könnenbei größeren Spenden die Quittun-gen auch umgehend ausgestellt wer-den.
Martin Singe

Komitee in Finanznot!Jahresabschluss mit hohem Defizit

Spendenaufruf
Komitee für 

Grundrechte und
Demokratie
Volksbank 
Odenwald

BLZ 508 635 13 
Konto 802 46 18
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Berufsverbot 
für Lehrer
Michael Csaszkóczy wurde imAugust 2004 in Baden Württem-berg aufgrund seines politischenEngagements nicht als Lehrer einge-stellt. Im Herbst 2005 lehnte auchdas Land Hessen seine Einstellungals Lehrer ab, obwohl Schulleitungund staatliches Schulamt sich fürseine Einstellung entschieden hat-ten.

Am Freitag, 10. März 2006, fin-det nun die Verhandlung über dasBerufsverbot vor dem Verwaltungs-gericht Karlsruhe statt. (9.30 Uhr,Röntgenstr. 2a).
Das Komitee beteiligt sich mitanderen Organisationen an einerProzessbeobachtung. 
Für Samstag, 25. März 2006,rufen das Solidaritäskomitee gegenBerufsverbote u.a. zu einer Demon-stration „Weg mit den antidemokra-tischen Berufsverboten!“ in Karls-ruhe auf. (12.00 Uhr Karlsruhe,Kronenplatz)

Elke Steven

Im März 2003 hatte Julia
Kümmel, zusammen mit
anderen, am Schalter der
Lufthansa versucht, Kon-
takt mit der Crew eines
Flugzeuges aufzunehmen,
um in letzter Minute eine
Abschiebung gegen den
Willen eines Betroffenen
zu verhindern. Der Flug-
hafenbetreiber Fraport,
eine Aktiengesellschaft im
Mehrheitsbesitz der
öffentlichen Hand, sprach
am nächsten Tag ein
Hausverbot gegen sie aus. 

Bedauerlicherweise entschiedder Bundesgerichtshof (BGH) am20. Januar 2006 - aufgrund ihrerKlage gegen dieses Hausverbot – zuUngunsten der Grundrechte und zuGunsten einer störungsfreienAbschiebemaschinerie (V ZR 134/05). 
Fast täglich werden vom Frank-furter Flughafen 20-30 Flüchtlinge abge-schoben, selbst inKrisen- und Folter-staaten. Auf demFlughafengeländebefindet sich ein imZusammenhang mitdem „Flughafenver-fahren“ eingerichte-tes Internierungsla-ger und eine Gewahr-samszelle des Bundes-grenzschutzes. In denvergangenen Jahrenkam es sowohl zu Ver-zweiflungstaten vonMenschen, die gegenihren Willen abge-schoben wurden, alsauch zu Todesfällenaufgrund der bei derAbschiebung ange-wandten staatlichenGewalt. 

Zwar hat die Luft-hansa nach einerAktion am 11.3.2003versprochen, keinegewaltsamenAbschiebungen in

ihren Flügen mehr zu dulden, aberdie Piloten sind meist nicht über dieBedingungen der Abschiebungeninformiert. Es sei denn, Aktive ausdem „Aktionsbündnis Rhein-Maingegen Abschiebungen“ informierenPilot, Crew und Passagiere. Einmalkonnten sie immerhin erreichen,dass die Iranerin Zarah Kamelinicht abgeschoben wurde, weil derLufthansa-Pilot seine Mitwirkungversagte. Später erhielt Zarah Kame-li ein Bleiberecht in der Bundesre-publik.
Diese Fakten aber wollte derBGH im Januar nicht in Betrachtziehen. Absoluten Vorrang gewähr-te er dem unbeeinträchtigtenBetriebsablauf, dem Recht einer„Privatfirma“, ihren Geschäftenohne Störung nachgehen zu kön-nen. Die Grundrechte auf Ver-sammlungs- und Meinungsfreiheitmüssen dahinter zurückstehen.Dem Gericht erscheint die„Gewährleistung eines reibungslo-sen Flugverkehrs“ ebenso „wie dieSicherheit und Leichtigkeit desStraßenverkehrs“ als ein gewichtige-rer Gemeinwohlbelang. Die Ret-tung von Zarah Kameli vor Folterund Tod hatte dagegen vermutlich„eine nicht unerhebliche Startverzö-gerung“ zur Folge. 
Die Klägerin will den Fall nunvom Bundesverfassungsgericht prü-fen lassen. Zu hoffen ist, dass dieses– angesichts der zunehmenden Pri-vatisierung von öffentlichem Raum– ein Urteil zu Gunsten von Ver-sammlungs- und Meinungsfreiheitspricht. 

Rainer Deppe, 
Christa Sonnenfeld

Ungestörter Flughafenbetrieb rangiert vor
Grund- und Menschenrechten?
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